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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 11 AL 37/08 B 
 
L 1 AL 186/05 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 14 AL 679/04 (SG Koblenz) 
 
 
 
 
…………………………… , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. September 2008 durch  

den Richter   Dr.  L e i t h e r e r   als Vorsitzenden sowie die Richterinnen  

Dr.  R o o s   und   B e h r e n d  

beschlossen:  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 15. November 2007 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der allein geltend gemachte Zulassungsgrund der Divergenz ist nicht in der durch § 160a Abs 2 

Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) gebotenen Weise bezeichnet. 

 

Um eine Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG zu bezeichnen, hat die Beschwerdebe-

gründung einen Widerspruch im Grundsätzlichen oder ein Nichtübereinstimmen tragender ab-

strakter Rechtssätze in der Entscheidung des Landessozialgerichts (LSG) einerseits und in 

einer Entscheidung zB des Bundessozialgerichts (BSG) andererseits aufzuzeigen (BSG SozR 

1500 § 160a Nr 67) und die in Bezug genommene Entscheidung so zu kennzeichnen, dass sie 

ohne Weiteres aufzufinden ist (BSG SozR 1500 § 160a Nr 14). Dabei muss die Beschwerdebe-

gründung deutlich machen, dass in der angefochtenen Entscheidung eine sie tragende Rechts-

ansicht entwickelt ist und nicht nur etwa ungenaue oder unzutreffende Rechtsausführungen 

oder Rechtsirrtum im Einzelfall die Entscheidung bestimmen (stRspr, ua BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 67; BSG, Beschluss vom 27. Juni 2002 - B 11 AL 87/02 B -). 

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Dabei sei dahingestellt, 

ob der Kläger mit seinen aus der Entscheidung des LSG entlehnten Ausführungen überhaupt 

einen abstrakten Rechtssatz der Vorinstanz oder nicht vielmehr die auf den konkreten Fall be-

zogenen Schlussfolgerungen des LSG herausstellt. Denn jedenfalls arbeitet die Beschwerde-

begründung keine Abweichung zur Rechtsprechung des BSG im zitierten Urteil vom 3. Februar 

1994 (12 RK 78/92 = SozR 3-2500 § 5 Nr 15) heraus. Stattdessen wendet sich der Kläger aus-

drücklich gegen die nach seiner Auffassung nicht "richtige Anwendung der Kriterien, wie sie das 

BSG in der Entscheidung vom 3. 02.1994 zugrunde legt". Die Überprüfung der sachlichen Rich-

tigkeit der Entscheidung der Vorinstanz ist indessen nicht Gegenstand des Nichtzulassungsbe-

schwerdeverfahrens (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7; stRspr). 

 

Die unzulässige Beschwerde ist zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG.  
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